

Eigenerklärung zur Eignung gemäß Ziffer III.1) der Auftragsbekanntmachung 
und den Unterlagen zum Teilnahmewettbewerb





1. Eigenerklärung, dass der Bewerber die zwingenden Ausschlussgründe nach § 123 Abs. 1, 4 GWB GWB nicht erfüllt:

1. Wir erklären, dass keine Person, deren Verhalten dem Unternehmen des Bewerbers zuzurechnen ist, wegen einer in § 123 Abs. 1 GWB genannten Straftat rechtskräftig verurteilt und gegen das Unternehmen keine Geldbuße nach § 30 OWiG rechtskräftig festgesetzt worden ist.

1. Wir erklären, dass das Unternehmen des Bewerbers seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nachgekommen ist (§ 123 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 GWB).

2. Eigenerklärung, dass der Bewerber die fakultativen Ausschlussgründe nach § 124 Abs. 1 GWB nicht erfüllt: 

1. Wir erklären, dass das Unternehmen des Bewerbers bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nicht gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat,

1. Wir erklären, dass das Unternehmen des Bewerbers zahlungsfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren weder beantragt noch eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens nicht mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen nicht im Verfahren der Liquidation befindet und seine Tätigkeit nicht eingestellt hat, 

1. Wir erklären, dass das Unternehmen des Bewerbers im Rahmen der beruflichen Tätigkeit keine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird,

1. Wir erklären, dass das Unternehmen des Bewerbers keine Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,

1. Wir erklären, dass kein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigten könnte,

1. Wir erklären, dass keine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen des Bewerbers bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war beziehungsweise Eigenerklärung, dass das Unternehmen des Bewerbers nicht in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war,

1. Wir erklären, dass das Unternehmen des Bewerbers keine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies nicht zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat, 

1. Wir erklären, dass das Unternehmen des Bewerbers in Bezug auf die Ausschlussgründe oder Eignungskriterien keine schwerwiegende Täuschung begangen und keine Auskünfte zurückgehalten hat und in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln,

1. Wir erklären, dass das Unternehmen des Bewerbers

1. nicht versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen,

1. nicht versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte und

1. nicht fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, und nicht versucht hat, solche Informationen zu übermitteln.





3. Eigenerklärung über den Gesamtumsatz des Bewerbers sowie seinen Umsatz über Bauleistungen im Krankenhaus- bzw. Gesundheitsbereich in den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren des Bewerbers

	Jahre
	Gesamtumsatz
	Umsatz bezüglich Bauleistungen bezüglich Krankenhaus- bzw. Gesundheitsbereich
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4. Referenzen

	Referenz-Nr.
	Titel
	Inhalt
(u. a. Besonderheiten des Auftrags)
	Fertigstellungs-datum
	Planungszeitraum

	Auftraggeber
(soweit nicht vertraulich; ansonsten abstrakte Beschreibung jedenfalls mit Angabe, ob privat/öffentlich und Staat)
	Ansprechpartner
	Brutto-Auftragsvolumen
	Erfüllung der Mindestanforderungen gemäß Unterlagen zum Teilnahmewettbewerb

	1
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	




Weitere Ausführungen zu den Referenzen können separat gemacht werden.
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5. Eigenerklärung zum Mindestlohngesetz

Wir erklären, dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 19 Absatz 1 MiLoG (Mindestlohngesetz) nicht vorliegen, dass wir also nicht wegen eines Verstoßes nach § 21 MiLoG mit einer Geldbuße von wenigstens 2.500,00 Euro belegt worden sind.

Weiterhin erklären wir gemäß § 4 Niedersächsisches Tariftreue- und Vergabegesetz (NTVergG), bei der Ausführung des Auftrags im Inland

1. unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Sinne des § 22 des Mindestlohngesetzes (MiLoG) vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348), geändert durch Artikel 2 Abs. 10 des Gesetzes vom 17. Februar 2016 (BGBl. I S. 203), in der jeweils geltenden Fassung, mindestens ein Mindestentgelt nach den Vorgaben des Mindestlohngesetzes und

2. unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die von Regelungen nach § 1 Abs. 3 MiLoG, insbesondere von Branchentarifverträgen, die nach den Vorgaben des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799) - AEntG -, zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 11 des Gesetzes vom 17. Februar 2016 (BGBl. I S. 203), in der jeweils geltenden Fassung, bundesweit zwingend Anwendung finden, erfasst werden, mindestens ein Mindestentgelt nach den Vorgaben dieser Regelungen

zu zahlen.


6. Eigenerklärung zu den Mindestanforderungen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO)

[bookmark: P12-A1-S2]Wir erklären im Einklang mit § 12 NTVergG , dass keine Waren Gegenstand der Leistung sind, die unter Missachtung der in den Kernarbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) festgelegten Mindestanforderungen gewonnen oder hergestellt worden sind. Diese Mindestanforderungen ergeben sich aus

1. dem Übereinkommen Nr. 29 über Zwangs- oder Pflichtarbeit vom 28. Juni 1930 (BGBl. 1956 II S. 641),

2. dem Übereinkommen Nr. 87 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechtes vom 9. Juli 1948 (BGBl. 1956 II S. 2073),

3. dem Übereinkommen Nr. 98 über die Anwendung der Grundsätze des Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu Kollektivverhandlungen vom 1. Juli 1949 (BGBl. 1955 II S. 1123),

4. dem Übereinkommen Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit vom 29. Juni 1951 (BGBl. 1956 II S. 24),

5. dem Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der Zwangsarbeit vom 25. Juni 1957 (BGBl. 1959 II S. 442),

6. dem Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf vom 25. Juni 1958 (BGBl. 1961 II S. 98),

7. dem Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung vom 26. Juni 1973 (BGBl. 1976 II S. 202) und

8. dem Übereinkommen Nr. 182 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 1999 (BGBl. 2001 II S. 1291).




[bookmark: _GoBack]Ort, Datum ____________________________


__________________________________________________________________________
(Unterschrift des Bewerbers bzw. des vertretungsberechtigten Mitglieds der Bietergemeinschaft oder ggf. des Subunternehmers)
5/6
6/6
image1.png
|HR

OSNABRUCK




